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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1971 Ausgegeben am 2. Jänner 1971 1. Stück

1. Bundesgesetz: Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1971

1. Bundesgesetz vom 18. Dezember 1970
betreffend das Bundesfinanzgesetz für das

Jahr 1971

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I. (1) Als Grundlage der Gebarung
des Bundeshaushaltes im Jahre 1971 werden die
im beigedruckten Bundesvoranschlag (Anlage I)
bezifferten Bruttoausgaben und Bruttoeinnah-
men festgesetzt.

(2) Die Zusammenfassung der im beigedruck-
ten Bundesvoranschlag (Anlage I) festgesetzten
Ausgaben und Einnahmen ergibt folgende
Schlußsummen:

Artikel II. (1) Falls die Gebarungsentwicklung
während des Jahres zu einem höheren Abgang
in der ordentlichen Gebarung führen sollte, ist
dieser, soweit er nicht durch Mehreinnahmen
oder Ersparungen bedeckt werden kann, durch
Ausgabenrückstellungen in der ordentlichen Ge-
barung zu bedecken. Derartige Maßnahmen sind
ausschließlich aus Gründen des Zurückbleibens
der Einnahmen und der Auswirkung des Er-
sparungsabstriches im Personalaufwand gegenüber
dem Voranschlag zu verfügen.

(2) Die Durchführung der Maßnahmen gemäß
Abs. 1 hat durch Rückstellung eines einheitlichen
Hundertsatzes der sachlichen Ermessensausgaben-
ansätze der ordentlichen Gebarung zu erfolgen.
Ausgenommen sind Ausgaben

a) für Zwecke, die nur nach Maßgabe der im
Bundesvoranschlag vorgesehenen zweckge-

bundenen Einnahmen bestritten werden
dürfen;

b) für Preisstützungen (Kapitel 62);

c) für Bildungszulagen und Entgelte an Be-
währungshilfevereinigungen;

d) für Reisegebühren und sonstige Aufwands-
entschädigungen ;

e) für Werkvertragsleistungen, soweit für diese
im Verwaltungsaufwand bei Posten mit der
Bezeichnung „Werkverträge" oder „Ent-
gelte an Einzelpersonen" vorgesorgt ist;

f) für Vergütungen für die Arbeiten der Ge-
fangenen;

g) für Verpflegung, soweit sie vom Bund zu
tragen ist;

h) für Aufwendungen der Bundesbetriebe, so-
weit sie bei den Ansätzen „Aufwandskre-
dite" veranschlagt sind.

(3) Der Abgang der außerordentlichen Ge-
barung ist zu bedecken durch Mehreinnahmen
der außerordentlichen Gebarung, Ausgaben-
ersparungen der außerordentlichen Gebarung
und durch Erlöse von Kreditoperationen, ferner
durch einen allfälligen Überschuß der ordent-
lichen Gebarung, der nach Inanspruchnahme der
im Artikel III vorgesehenen Ermächtigungen
verbleibt.

Artikel Ha. (1) Erfordert die wirtschaftliche
Entwicklung im Finanzjahr 1971 zur Konjunk-
turbelebung den Einsatz zusätzlicher Bundes-
mittel, so darf der Bundesminister für Finanzen
die Zustimmung zur Überschreitung der im
beigedruckten Konjunkturausgleich-Voranschlag
(Anlage II) angeführten finanzgesetzlichen An-
sätze des Bundesvoranschlages (Anlage I) in Höhe
einheitlicher Hundertsätze bis zu den im Kon-
junkturausgleich-Voranschlag bei den einzelnen
finanzgesetzlichen Ansätzen vorgesehenen Be-
trägen und bis zu dem dort vorgesehenen Ge-
samtbetrag von 3.129'400 Millionen Schilling er-
teilen, wenn
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1. mehrere Anzeichen eines Konjunkturrück-
ganges, darunter insbesondere erhebliche Minde-
rungen des Einganges von Aufträgen bei den
Unternehmungen, auftreten;

2. dem Konjunkturrückgang durch die Aus-
übung dieser Ermächtigung vorgebeugt und

3. die Bedeckung durch Kreditoperationen im
Sinne des Artikels VI gefunden werden kann.

(2) Die gänzliche oder teilweise Anwendbar-
keit des Konjunkturausgleich-Voranschlages wird
durch ein besonderes Bundesgesetz festgestellt
werden, in dem auch die Höhe der in Abs. 1
genannten Hundertsätze festgelegt werden kann.

Artikel HL (1) Wenn von einem Bundes-
betrieb oder einer betriebsähnlichen Einrichtung
Mehrleistungen erbracht werden, die mit Mehr-
einnahmen verbunden sind und aus denen sich
ein Mehraufwand ergibt, der durch Rückstellung
von veranschlagten Vorhaben nicht verwirklicht
werden kann, hat der Bundesminister für Finan-
zen der Bedeckung dieses Mehraufwandes in den
Mehreinnahmen der leistenden Stelle zuzustim-
men.

(2) Wenn von einem Bundesbetrieb oder
einer betriebsähnlichen Einrichtung Mehr-
einnahmen erbracht werden, kann ferner der
Bundesminister für Finanzen auf Antrag die Ver-
wendung dieser Mehreinnahmen für betriebs-
notwendige Investitionen der die Mehrein-
nahmen erbringenden Stelle bewilligen, soweit
derartige Investitionen in diesem Bundesgesetz
vorgesehen und die Durchführung dieser In-
vestitionen für den betreffenden Betrieb oder
die betreffende betriebsähnliche Einrichtung von
solcher wirtschaftlicher Bedeutung ist, daß all-
gemeine Haushaltsbelange zurückgestellt werden
können.

(3) Wenn bei einer Bundesdienststelle zweck-
gebundene Mehreinnahmen anfallen und von
dieser nach Maßgabe der Mehreinnahmen Mehr-
ausgaben zu tätigen sind, hat der Bundes-
minister für Finanzen der Verwendung der
Mehreinnahmen die Zustimmung zu geben. Dies
gilt sinngemäß auch für sonstige zweckgewidmete
Einnahmen.

(4) Der in den Abs. 1 bis 3 vorgesehenen Be-
deckung von Mehrausgaben in Mehreinnahmen
kann bereits zugestimmt werden, sobald der
voraussichtliche Anfall entsprechender Mehr-
einnahmen nachweisbar ist. Als Mehreinnahmen
im Sinne des Abs. 2 sind lediglich solche Ein-
nahmen anzusehen, die jeweils den für einen
einzelnen, im Abs. 2 genannten Betrieb oder eine
einzelne, dort genannte betriebsähnliche Einrich-
tung veranschlagten Gesamteinnahmenbetrag
übersteigen.

(5) Der Bundesminister für Finanzen ist er-
mächtigt, im Finanzjahr 1971

1. die Zustimmung zu Überschreitungen von
Ausgabenansätzen des Sachaufwandes und zu
deren Bedeckung innerhalb der Ausgabenansätze
desselben Paragraphen nach den folgenden An-
ordnungen zu geben:

a) Zunächst dürfen Überschreitungen zur Be-
streitung von Ausgaben für Anlagen (Investi-
tionen), sodann Überschreitungen zur Bestrei-
tung des Verwaltungsaufwandes und schließlich
zur Bestreitung des Zweckaufwandes (ausgenom-
men Ausgaben für Anlagen) bewilligt werden.

b) Ein einzelner Ausgabenansatz darf ins-
gesamt um nicht mehr als 25 v. H. des vorgese-
henen Ausgabenbetrages überschritten werden;
lautet ein Ausgabenansatz aber auf einen Aus-
gabenbetrag unter vier Millionen Schilling, so
darf er insgesamt bis zu einem Betrag von einer
Million Schilling überschritten werden,

c) Zur Bedeckung solcher Überschreitungen
sind zunächst Förderungsansätze, sodann Anla-
genansätze, ferner Ansätze für Aufwandskredite
und schließlich Ansätze des Verwaltungsaufwan-
des heranzuziehen.

d) Förderungsansätze dürfen zur Bedeckung
solcher Oberschreitungen jedoch höchstens bis zu
einem Satz von 25 v. H., Anlagenansätze höch-
stens bis zu einem Satz von 20 v. H., Ansätze
für Aufwandskredite höchstens bis zu einem
Satz von 10 v. H. und Ansätze des
Verwaltungsaufwandes höchstens bis zu einem
Satz von 5 v. H. des einzelnen vorge-
sehenen Ausgabenbetrages gekürzt werden.

e) Solchen Überschreitungen darf nur zuge-
stimmt werden, wenn Änderungen in der Dring-
lichkeit von Ausgaben zu dem jeweiligen Zeit-
punkt eine solche Umschichtung innerhalb der
Ausgabenansätze desselben Paragraphen erfor-
dern. Eine Änderung in der Dringlichkeit von
Ausgaben im Sinne dieser Bestimmung ist ge-
geben, wenn die Ausübung der Verwaltung auf
Grund der Gesetze über den bei einem Ansatz
vorgesehenen Betrag hinausgehende, unvorher-
sehbare und unabweisliche Ausgaben erfordert
und zu diesem Zeitpunkt bei anderen Ansätzen
des gleichen Paragraphen Ausgaben in der zur
Bedeckung der Oberschreitungen erforderlichen
Höhe zurückgestellt werden können;

2. Überschreitungen bei Ansätzen für gesetz-
liche Verpflichtungen (Unterteilungen 0, 2, 4,
7 und 9) bis zu einem Betrag von 25 v. H. des
einzelnen Ansatzes zu genehmigen; lautet ein
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Ausgabenansatz aber auf einen Ausgabenbetrag
unter vier Millionen Schilling, so darf er insge-
samt bis zu einem Betrag von einer Million Schil-
ling überschritten werden. Die Bedeckung ist
durch Ausgabenrückstellungen oder Mehrein-
nahmen sicherzustellen. Die Rückstellung von
Ausgaben hat innerhalb jedes Kapitels jeweils in
der Reihung des Bundesvoranschlages in erster
Linie bei den Ausgabenansätzen des Ermessens,
und zwar zunächst bei den Förderungsansätzen
(Unterteilungen 5 und 6) bis zu einem Satz von
25 v. H., sodann bei den Anlagenansätzen (Unter-
teilung 3) bis zu einem Satz von 20 v. H. und
schließlich bei den Aufwandsansätzen (Untertei-
lung 8) bis zu einem Satz von 10 v. H. des
bei dem einzelnen Ansatz vorgesehenen Aus-
gabenbetrages, zu erfolgen. Bezüglich der Bedek-
kung in Mehreinnahmen gelten die Bestimmun-
gen des Art. III Abs. 4 erster Satz sinngemäß;

3. Überschreitungen von Ausgabenansätzen bis
zum Betrag von 50.000 Schilling zu genehmigen,
soweit diese Ausgabenansätze zu Ausgaben für den
Verwaltungsaufwand oder für Anlagen oder für
Aufwandskredite ermächtigen und die Bedeckung
für eine solche Überschreitung jedes einzelnen
Ansatzes zur Gänze sichergestellt ist. Wenn für
eine Mehrzahl von Ansätzen gleichzeitig eine
Überschreitung erforderlich wird, eine Be-
deckung aber nur für einen Teil sicher-
gestellt werden kann, sind solche Über-
schreitungen zunächst für Ansätze des Ver-
waltungsaufwandes, sodann für Ansätze der An-
lagen und schließlich für Ansätze der Aufwands-
kredite zu genehmigen. Werden für eine Mehr-
zahl von Ansätzen des Verwaltungsaufwandes
oder der Anlagen oder der Aufwandskredite
gleichzeitig Überschreitungen erforderlich und
kann eine Bedeckung nur für einen Teil sicher-
gestellt werden, so sind die Überschreitungen für
die einzelnen Ansätze in der Reihenfolge zu be-
willigen, die sich aus den Fälligkeiten ergibt, nach
deren Maßgabe zur Erfüllung rechtsverbindlicher
Verpflichtungen des Bundes Ausgaben zu bestrei-
ten sind;

4. die Zustimmung zu Überschreitungen von
Ausgabenansätzen zu Lasten des Ausgaben-
titels 517 in jener Höhe zu geben, in der in Vor-
jahren zugunsten dieser Ansätze Beträge einer
Rücklage zugeführt wurden, höchstens jedoch im
Gesamtbetrag von 750 Millionen Schilling, wobei
ein einzelner finanzgesetzlicher Ansatz um nicht
mehr als 50 v. H. des vorgesehenen Ausgaben-
betrages überschritten werden darf; lautet ein
Ausgabenansatz aber auf einen Ausgabenbetrag
unter zwei Millionen Schilling, so darf er insge-
samt bis zu einem Betrag von einer Million Schil-
ling überschritten werden.

(6) Die Ansatzbeträge des Titels 603 „Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft

(Grüner Plan)" sind insoweit gegenseitig deckungs-
fähig, als der Mehrbedarf bei einem finanzgesetz-
lichen Ansatz nicht mehr als 25 v. H. beträgt und
die dem Mehrbedarf zugrunde liegenden Einzel-
maßnahmen im Rahmen der dem Grünen Plan
zugrunde liegenden Gesamtmaßnahmen erforder-
lich und wirtschaftlich zweckmäßig sind sowie
dem Mehrbedarf entsprechende, gleichhohe Aus-
gaben bei einem anderen finanzgesetzlichen An-
satz dieses Titels und im Rahmen der Gesamt-
planung des Grünen Planes zurückgestellt werden
können. Ferner sind 8'5 Millionen Schilling des
beim Ansatz 1/60398 „Forschung?- und Ver-
suchswesen" veranschlagten Betrages insoweit
deckungsfähig für sachliche Ausgaben der finanz-
gesetzlichen Ansätze des Titels 605 und der
Paragraphen 6093 und 6095, als der Mehrbedarf
für Forschungs- und Versuchsaufgaben bei einem
dieser finanzgesetzlichen Ansätze nicht mehr als
50 v. H. beträgt.

(7) Die Beträge der Ansätze 1/62116 und
1/62166 sind insoweit gegenseitig deckungsfähig,
als die Durchführung der Bestimmungen des § 9
Abs. 4 Marktordnungsgesetz 1967, BGBl. Nr. 36/
1968, dies erfordert. Entsprechendes gilt für die
Beträge der Ansätze J/62516, 1/62526, 1/62546,
1/62566 und 1/62596, soweit dies die Durch-
führung der Bestimmungen des § 32 Abs. 6
Marktordnungsgesetz 1967, BGBl. Nr. 36/1968,
erfordert.

(8) Die Ansatzbeträge der Titel 642 „Bundes-
straßenverwaltung" und 643 „Bundesstraßen-
verwaltung (Autobahnen)" sind insoweit gegen-
seitig deckungsfähig, als der Mehrbedarf bei einem
finanzgesetzlichen Ansatz dieser Titel nicht mehr
als 25 v. H. beträgt und die dem Mehrbedarf zu-
grunde liegenden Einzelmaßnahmen im Rahmen
der Gesamtmaßnahmen zur Herstellung und Er-
haltung der Bundesstraßen (einschließlich Auto-
bahnen) erforderlich und wirtschaftlich zweck-
mäßig sind sowie dem Mehrbedarf entsprechende
gleichhohe Ausgaben bei einem anderen finanz-
gesetzlichen Ansatz dieser Titel und im Rahmen
der Gesamtplanung der Bundesstraßen (einschließ-
lich Autobahnen) zurückgestellt werden können.
Von der gegenseitigen Deckungsfähigkeit ausge-
nommen sind jedoch die Ansatzbeträge 1/64228,
5/64343, 1/64377 und 1/64378.

(9) Die Ausgabenansätze des Sachaufwandes
der einzelnen Bundesbetriebe sind mit Zustim-
mung des Bundesministers für Finanzen insoweit
gegenseitig deckungsfähig, als der Mehrbedarf
(Überschreitungsbetrag) bei einem finanzgesetz-
lichen Ansatz nicht mehr als 25 v. H. des vorge-
sehenen Ausgabenbetrages beträgt; lautet ein
Ausgabenansatz aber auf einen Ausgabenbetrag
unter vier Millionen Schilling, so darf er insge-
samt bis zu einem Betrag von einer Million Schil-
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ling überschritten werden. Ferner muß die Über-
schreitung im Interesse einer wirtschaftlichen Be-
triebsführung unbedingt notwendig und eine Än-
derung in der Dringlichkeit eingetreten sein. Eine
Änderung in der Dringlichkeit von Ausgaben im
Sinne dieser Bestimmung ist gegeben, wenn die
Erfüllung der Obliegenheiten eines Bundesbetrie-
bes über den bei einem Ansatz vor-
gesehenen Betrag hinausgehende, unvorher-
sehbare und unabweisliche Ausgaben erfordert
und zu diesem Zeitpunkt bei anderen Ansätzen
des Sachaufwandes Ausgaben in der zur Be-
deckung der Überschreitung erforderlichen
Höhe zurückgestellt werden können.

(10) Der Bundesminister für Finanzen ist er-
mächtigt, einem finanziellen Ausgleich zwischen
den Ausgabenansätzen des Personalaufwandes
und des Sachaufwandes bei einem Bundesbetrieb
zuzustimmen, wenn sich die Notwendigkeit
ergibt, durch eigene Bedienstete zu erbrin-
gende Leistungen im Wege einer Auftragsver-
gebung durchzuführen oder an Stelle einer Auf-
tragsvergabe die Arbeiten durch eigene Bedien-
stete erbringen zu lassen. Die sich daraus er-
gebende Überschreitung eines finanzgesetzlichen
Ansatzes darf 25 v. H. der Ansatzsumme nicht
übersteigen.

(11) Die im Bundesvoranschlag bei den einzel-
nen finanzgesetzlichen Ansätzen unter gesonderten
zweistelligen Aufgabenbereichs-Kennziffern im
Schrägdruck ausgewiesenen Aufgabenbereichs-
Teilbeträge sind für statistische Auswertungs-
zwecke vorgesehen und haben daher nicht die
Eigenschaft finanzgesetzlicher Ansätze.

Artikel TV. (1) Ausgaben dürfen, auch wenn
sie im Bundesvoranschlag (Anlage I) vorgesehen
sind, nur dann geleistet werden, wenn sie zur Er-
füllung gesetzlicher oder anderer rechtlicher
Pflichten oder zu produktiven Zwecken zwingend
notwendig oder zur Fortführung der Verwaltung
nach den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirt-
schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit erforderlich
sind.

(2) Für die Gebarung und Verrechnung gelten
die Bestimmungen der Artikel 5 und 6 mit Aus-
nahme der Punkte X und XII des Verwaltungs-
entlastungsgesetzes (BGBl. Nr. 277/1925 in der
Fassung BGBl. Nr. 7/1927), die Bundeshaushalts-
verordnung (BGBl. Nr. 118/1926) und die Ver-
ordnung der Bundesregierung vom 20. August
1925 (BGBl. Nr. 330/1925).

(3) Die Verfügungsberechtigung über die auf
Grund dieses Bundesgesetzes den anweisenden
Stellen zugewiesenen Ausgabenansätze erlischt
mit 31. Dezember 1971. Es können jedoch alle
bis 31. Dezember 1971 eingelangten Rechnun-
gen, die sich auf das Jahr 1971 beziehen,
noch bis zum 25. Jänner 1972 für das Haushalts-
jahr 1971 angewiesen werden. Dasselbe gilt unter
den gleichen Voraussetzungen für sonstige bis
dahin anerkannte Verbindlichkeiten sowie für die
Zuführung zu Rücklagen.

Artikel V. Die Steuern und sonstigen Ein-
nahmen sind nach den bestehenden Vorschriften
einzuheben.

Artikel VI. (1) Der Bundesminister für Finan-
zen ist ermächtigt, namens der Republik Oster-
reich im Finanzjahr 1971

1. bis zum Betrage (Gegenwert) des Gesamt-
gebarungsabganges gemäß Art. I Abs. 2
dieses Bundesgesetzes Anleihen, Darlehen und
sonstige Kredite bei inländischen oder bei aus-
ländischen Gläubigern aufzunehmen,

a) wenn die Laufzeit der Anleihe, des Dar-
lehens und des sonstigen Kredites 30 Jahre
nicht übersteigt,

b) wenn die prozentuelle Gesamtbelastung
für den Bund bei Anleihen, Darlehen und
sonstigen Krediten in inländischer Wäh-
rung unter Zugrundelegung der folgenden
Formel nicht mehr als das Zweieinhalb-
fache des im Zeitpunkt der Kreditauf-
nahme geltenden Zinsfußes für Eskontie-
rungen der Oesterreichischen National-
bank (§ 48 Abs. 2 des Nationalbankgeset-
zes, BGBl. Nr. 184/1955, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 276/1969)
beträgt:

c) wenn die prozentuelle Gesamtbelastung
für den Bund bei Anleihen, Darlehen und
sonstigen Krediten in ausländischer Wäh-
rung nach der Formel laut lit. b nicht
mehr als das Zweieinhalbfache des arith-
metischen Mittels aus den im Zeitpunkt
der Schuldaufnahme geltenden offiziellen
Diskontsätzen in Belgien, der Bundesrepu-

blik Deutschland, Frankreich, Großbritan-
nien, den Niederlanden, Schweden, der
Schweiz und den USA (New York) beträgt
und

d) wenn die Kreditoperation in Schilling,
Belgischen Franken, Deutschen Mark, Eng-
lischen Pfunden, Französischen Franken,
Holländischen Gulden, Italienischen Liren,
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Japanischen Yen, Kanadischen Dollar,
Schwedischen Kronen, Schweizer Franken,
US-Dollar oder in Rechnungseinheiten, die
auf mehreren dieser Währungen beruhen,
erfolgt.

Eine solche Kreditoperation darf im Einzelfall
den Betrag (Gegenwert) von 2'7 Milliarden Schil-
ling nicht übersteigen. In Verträgen über Kredit-
operationen im Ausland kann vereinbart wer-
den, daß für Verbindlichkeiten der Republik
Österreich aus solchen Verträgen Besicherungen
mit Bundesvermögen oder Bundeseinnahmen
ohne weiteres Zutun der Gläubiger verhältnis-
mäßig in gleicher Weise gewährt werden, als
nach Abschluß dieser Verträge solche Besicherun-
gen für andere Verbindlichkeiten der Republik
Österreich eingeräumt werden. Für die Beurtei-
lung der Gesamtbelastung bei Krediten, bei wel-
chen die Zinssätze jeweils für bestimmte Zeit-
abschnitte variabel festgesetzt werden, ist für die
vertragliche Laufzeit die Gesamtbelastung nach
der Formel laut lit. b zum Zeitpunkt des Ver-
tragsabschlusses maßgebend. Für die Ermittlung
der Gesamtbelastung bei Anleihen sind vertrag-
lich vorgesehene Tilgungsmöglichkeiten durch
freihändigen Rückkauf nicht zu berücksichtigen;

2. zur vorübergehenden Kassenstärkung kurz-
fristige Kreditoperationen mit einer Laufzeit bis
31. Dezember 1971 in einem Ausmaß durchzu-
führen, daß der jeweilige Stand der Verpflichtun-
gen aus solchen Kreditoperationen den Betrag
(Gegenwert) von 4 Milliarden Schilling nicht
übersteigt. Die Gebarung aus solchen Kredit-
operationen ist in der Anlehensgebarung aus-
zuweisen. Bis 31. Dezember 1971 nicht getilgte
Schuldverpflichtungen aus diesen Kreditopera-
tionen sind auf den in Z. 1 genannten Höchst-
betrag anzurechnen;

3. Verpflichtungen des Bundes aus Anleihen,
Darlehen und sonstigen Krediten

a) durch Hinausschieben der Fälligkeit bei
sonst unveränderten Bedingungen zu
prolongieren, wenn die jeweils zu prolon-
gierende Verpflichtung keine längere Lauf-
zeit als 5 Jahre aufweist, im Einzelfall den
Betrag (Gegenwert) von 2'7 Milliarden
Schilling und die neue Laufzeit den Zeit-
raum von zehn Jahren nicht übersteigt,
sich dadurch der Stand der Finanzschuld
des Bundes nicht ändert, eine solche Pro-
longierung vertraglich vorgesehen oder im
Interesse einer ausgeglichenen Zahlungs-
bilanz gelegen ist oder wenn hiedurch eine
Überschreitung des in diesem Bundesgesetz
festgesetzten Gesamtgebarungsabganges ver-
mieden werden kann;

b) zu konvertieren, wenn dies zur Erzielung
besserer Kreditkonditionen, insbesondere
zur Verminderung der Gesamtbelastung des

Bundes im Sinne der Formel laut Z. 1 lit. b
oder zur Konsolidierung bestehen-
der kurz- oder mittelfristiger Schuldver-
pflichtungen notwendig oder dies im Inter-
esse einer ausgeglichenen Zahlungsbilanz
oder einer Verminderung eines Währungs-
risikos gelegen ist oder wenn hiedurch eine
Überschreitung des in diesem Bundesgesetz
festgesetzten Gesamtgebarungsabganges ver-
mieden werden kann oder wenn hiedurch
die Fristen der Tilgungsverpflichtungen
hinausgeschoben werden und wenn die Ver-
pflichtung im Einzelfall den Betrag (Gegen-
wert) von 2 7 Milliarden Schilling, die
neue Laufzeit den Zeitraum von zehn
Jahren und die Gesamtbelastung für
den Bund die in Z. 1 lit. b oder lit. c vor-
gesehene Gesamtbelastung nicht übersteigt
und sich dadurch der Stand der Finanzschuld
des Bundes nicht ändert. Die Bestimmungen
dieses Absatzes finden auch Anwendung,
wenn in der Person des Gläubigers ein
Wechsel eintritt.

Die Verrechnung aus einer solchen Prolongie-
rung oder Konvertierung hat in der Anlehens-
gebarung zu erfolgen. Die Bestimmungen dieser
Ziffer sind auf die Fälle der Z. 2 nicht an-
zuwenden;

4. im Zuge der Angleichung an das bestehende
Zinsgefälle im In- und Auslande unverloste
Teilschuldverschreibungen einer oder mehrerer
früher begebener Anleihen des Bundes anstelle
einer Barzahlung bei Aufnahme von Anleihen
gemäß Z. 1 entgegenzunehmen. Die Höhe der
Entgegennahme von Teilschuldverschreibungen
wird für jeden einzelnen Zeichner höchstens mit
einem Viertel des neu gezeichneten Nennbetra-
ges festgesetzt. Der in Z. 1 aufgezeigte Betrag
erhöht sich um die Beträge, die sich in Aus-
übung dieser Ermächtigung ergeben. Die Ver-
rechnung aus solchen Entgegennahmen (Arrosio-
nen) hat in der Anlehensgebarung zu erfolgen;

5. zur Finanzierung der Wiederherstellung
der durch Kriegseinwirkung beschädigten oder
zerstörten bundeseigenen Wohnhäuser vom
Wohnhaus-Wiederaufbaufonds Darlehen nach
den für diesen Fonds geltenden gesetzlichen Be-
stimmungen in einem Gesamtausmaß von 10 Mil-
lionen Schilling zuzüglich der Kosten aufzuneh-
men und erforderlichenfalls hypothekarisch
sicherzustellen sowie die hiedurch notwendige
Überschreitung des finanzgesetzlichen Ansatzes
5/79903 „Elektrifizierung, Fahrpark und sonstige
Investitionen" bis zu einem Betrag von 10 Mil-
lionen Schilling zu genehmigen;

6. zur Fortführung des weiteren Ausbaues der
Wiener Schnellbahn ein unverzinsliches Dar-
lehen mit einer Laufzeit bis zu 20 Jahren im
Höchstausmaß von 125 Millionen Schilling zu-
züglich Kosten aufzunehmen und die dadurch im
Jahre 1971 notwendige Überschreitung des
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finanzgesetzlichen Ansatzes 5/79913 bis zu einem
Betrag von 80 Millionen Schilling zu genehmi-
gen;

7. zur Errichtung von zwei Höheren Schulen
in Wien ein Darlehen mit einer Laufzeit bis zu
10 Jahren im Höchstausmaß von 100 Millionen
Schilling zuzüglich Kosten aufzunehmen, wenn
die Darlehensbedingungen inhaltlich den Bestim-
mungen der Z. 1 lit. a bis d entsprechen und die
dadurch im Jahre 1971 notwendige Überschrei-
tung des finanzgesetzlichen Ansatzes 5/64813 bis
zu einem Betrage von 30 Millionen Schilling zu
genehmigen.

(2) Die in Abs. 1 Z. 1 lit. c erteilte
Ermächtigung ist auch auf Kredite anzuwen-
den, welche auf Grund früherer Bundesfinanz-
gesetze aufgenommen wurden und bei welchen
die Zinssätze jeweils für bestimmte Zeitabschnitte
variabel festgesetzt werden.

(3) Fremdwährungsbeträge sind zu den bei
Vertragsabschluß jeweils geltenden Kassenwerten
auf die im Abs. 1 Z. 1 und 2 genannten Höchst-
beträge anzurechnen.

(4) Der im Abs. 1 Z. 1 erster Satz aufgezeigte
Betrag erhöht sich um die Beträge, die sich in
Ausübung der Ermächtigungen des Abs. 1 Z. 5
bis 7 und des Artikels II a ergeben.

(5) Zur Feststellung des Nettoerlöses gemäß
Abs. 1 Z. 1 lit. b und c sind die Emissions- oder
Zuzählungsverluste, Begebungsprovisionen, Wer-
be- und Druckkosten (Begebungskosten) vom
Bruttoerlös in Abzug zu bringen.

Artikel VII. (1) Der Bundesminister für Finan-
zen ist ermächtigt, im Jahre 1971 für den Bund

1. Haftungen für land- und forstwirtschaft-
lichen Betrieben bis zu einem Darlehensrahmen
von insgesamt 800 Millionen Schilling zu gewäh-
rende Investitionskredite zu übernehmen; solche
Haftungen können auch für Kredite übernom-
men werden, die zu einer Gesellschaft bürger-
lichen Rechtes zusammengeschlossenen land- und
forstwirtschaftlichen Betrieben sowie Agrarge-
meinschaften, land- und forstwirtschaftlichen Ge-
nossenschaften und ähnlichen Vereinigungen mit
Ausnahme von Erwerbs- und Wirtschaftsgenos-
senschaften gewährt werden; die Haftung darf
im Einzelfalle jeweils nur bis zu 50 v. H. des aus-
haftenden Kreditbetrages, keinesfalls für einen
höheren Betrag als 50 Millionen Schilling über-
nommen werden;

2. die Haftung für vom Wasserwirtschafts-
fonds zur teilweisen Finanzierung der ihm ge-
setzlich Überträgeneil Aufgaben durchzufüh-
rende Finanzoperationen (Anleihen, Darlehen
und sonstige Kredite) in einem Ausmaß zu über-
nehmen, daß der jeweils ausstehende Gesamtbe-
trag der Haftungen und die Haftungssumme im
Einzelfall den Betrag (Gegenwert) Von 800 Mil-
lionen Schilling nicht übersteigen; einzurechnen

in die Gesamt- und Einzelhaftungssumme sind
die Zinsen und Kosten.

(2) Haftungen gemäß Abs. 1 dürfen nur für
solche Finanzoperationen übernommen werden,
die inhaltlich den Bestimmungen des Art. VI
Abs. 1 Z. 1 lit. a bis d entsprechen.

Artikel VII. Der Bundesminister für Finanzen
ist ermächtigt, im Finanzjahr 1971

1. in Höhe der nicht in Anspruch genomme-
nen Teile der Ausgabenansätze für bundeseigene
oder bundesgeförderte Bauvorhaben eine Reser-
vierung im Wege einer Rücklagenzuführung vor-
zunehmen;

2. in Höhe der nicht in Anspruch genom-
menen Teile der Ausgabenansätze für Anlagen
in der ordentlichen oder außerordentlichen Ge-
barung der Bundesbetriebe sowie betriebsähn-
lichen Einrichtungen eine Reservierung im Wege
einer Rücklagenzuführung vorzunehmen;

3. in Höhe der nicht in Anspruch genom-
menen Teile zweckgebundener Einnahmen eine
Reservierung im Wege einer Rücklagenzuführung
vorzunehmen.

Artikel IX. (1) Der Bundesminister für Finan-
zen ist ermächtigt, im Finanzjahr 1971 über un-
bewegliches Bundesvermögen bis zu einem Ge-
samtwert von 50 Millionen Schilling zu verfügen,
falls der Schätzwert des einzelnen Vermögens-
gegenstandes, bei Belastungen aber der Schätz-
wert oder der Nennwert der Belastung, e n t -
w e d e r den Betrag von 50.000 Schilling nicht
übersteigt o d e r den Betrag von 2'5 Millionen
Schilling nicht übersteigt und im -letzteren
Falle die Verfügung für Siedlungszwecke,
für Zwecke der Gebietskörperschaften, des
Schul-, Straßen-, Güter- und Seilwege-, Eisen-
bahn-, Post- oder Wasserbaues, der Wasserversor-
gung, der Energiewirtschaft, der Verbesserung
der Betriebsstruktur in der Land- und Forst-
wirtschaft oder der Wiederherstellung durch
Kriegseinwirkung beschädigter oder zerstörter
bundeseigener Wohnhäuser geboten oder not-
wendig ist, um Kosten oder unvertretbare Ver-
waltungstätigkeit zu vermeiden. Die Bestimmung
des Art. VI Abs. 1 Z. 5 bleibt umberührt.

(2) Die Verfügungsermächtigung umfaßt die
Befugnis, unbewegliches Bundesvermögen durch
Verkauf oder Tausch zu veräußern oder es
mit Baurechten, Pfandrechten, Dienstbarkeiten
oder anderen dinglichen Rechten zu be-
lasten. Hiebei ist das Entgelt (Preis, Wert)
mindestens mit dem auf Grund der Realschätz-
ordnung (Justizministerialverordnung vom
25. Juli 1897, RGBl. Nr. 175) ermittelten Ver-
kehrswert festzusetzen. Die Verfügungsermächti-
gung umfaßt ferner die Befugnis, entbehrliche
Straßengrundstücke des Bundes durch Schenkung
an Gebietskörperschaften zu veräußern, wenn
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a) sich diese verpflichten, solche Liegenschaf-
ten in das öffentliche Gut zu übertragen,
diese als Verkehrsflächen zu verwenden und
ihre Erhaltungskosten zu übernehmen,
oder

b) erstere seinerzeit im Zuge von Straßenbau-
maßnahmen Grundstücke dem Bund ge-
schenkt haben und entbehrlich gewordenen
Bundesstraßengrund im Höchstausmaß der
vormals geschenkten Fläche für ihre Zwecke
benötigen,

sofern in beiden Fällen der Schätzwert im Einzel-
fall 50.000 Schilling nicht übersteigt und durch die
Schenkung Kosten oder unvertretbare Verwal-
tungstätigkeit des Bundes vermieden werden
können. Die Verfügungsermächtigung umfaßt
weiters die Befugnis, unbewegliches Bundesver-
mögen unentgeltlich mit Dienstbarkeiten für
Zwecke einer Gebietskörperschaft oder für
Zwecke der Energiewirtschaft zu belasten, wenn
der Schätzwert der Belastung im Einzelfall
10.000 Schilling nicht übersteigt und die Ein-
räumung der Dienstbarkeit im Interesse einer
Gebietskörperschaft oder zur Entwicklung und
zum Ausbau der Energiewirtschaft erforderlich
ist.

(3) Über Verfügungen über Bestandteile des
unbeweglichen Bundesvermögens, deren Wert im
Einzelfall den Betrag von 300.000 Schilling über-
steigt, hat der Bundesminister für Finanzen dem
Nationalrat vierteljährlich zu berichten.

Artikel X. (1) Der Bundesminister für Finan-
zen ist ermächtigt, soweit bundesgesetzlich nicht
anderes bestimmt ist, im Finanzjahr 1971 für die
Erfüllung von Aufgaben des Bundes nicht mehr
benötigte Bestandteile des beweglichen Bundes-
vermögens, nämlich

Amts-, Betriebs- oder Geschäftsausstattungen,
Waffen, Geräte und Rüstungssorten,
Fahrzeuge,
Maschinen,
Werkzeuge oder sonstige Erzeugungshilfs-

mittel,
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe,
Halbfabrikate,
Handelswaren und Fertigerzeugnisse,
Nahrungs-, Genuß- und Futtermittel,
Tiere oder tierische Produkte,
sonstige land- und forstwirtschaftliche Erzeug-

nisse,
Wertpapiere,
nicht in Wertpapieren verkörperte Beteiligun-

gen an Unternehmungen,
Druckwerke und
Abbruchstoffe,

durch Verkauf oder Tausch zu veräußern oder sie
mit Pfandrechten zu belasten. Voraussetzung
hiefür ist, daß sie

1. nach ihrer jeweiligen Eigenart
a) nicht für einen anderen Zweck umgear-

beitet werden können oder
b) infolge technischer oder wirtschaftlicher

Abnützung gänzlich unbrauchbar ge-
worden sind oder

c) Beteiligungen an Unternehmungen dar-
stellen, bei denen bei Gewinnverteilungen
in den letzten fünf Geschäftsjahren vor
dem Geschäftsjahr, in dem die Veräuße-
rung beabsichtigt ist, im Durchschnitt we-
niger als fünf vom Hundert des Nenn-
wertes ausgeschüttet worden ist, und

2. ihren Preis ein Tarif bestimmt, in ähnlicher
Art allgemein das Entgelt für sie festgelegt ist
oder sie einen Börsen- oder Marktpreis oder
sonst einen gemeinen Wert (§ 934 ABGB.) haben.

(2) Ferner ist der Bundesminister für Finanzen
ermächtigt, bewegliches Bundesvermögen durch
Schenkung zu veräußern, wenn es keinen Börsen-
oder Marktpreis oder sonst keinen gemeinen
Wert (§ 934 ABGB.) besitzt.

(3) Von diesen Ermächtigungen sind aus-
geschlossen:

a) Verfügungen über Beteiligungen an Unter-
nehmungen und Betrieben, die nach Maß-
gabe besonderer Gesetze verstaatlicht sind;

b) Verfügungen über Beteiligungen des Bun-
des an Kapitalgesellschaften, wenn die Be-
teiligung ein Viertel des Grundkapitals
(Stammkapitals) übersteigt;

c) Verfügungen über Beteiligungen des Bun-
des an anderen Unternehmungen, wenn
der Wert der Beteiligung, über die zu ver-
fügen beabsichtigt ist, ein Viertel des
Wertes des Unternehmens übersteigt.

(4) Schließlich ist der Bundesminister für
Finanzen ermächtigt, soweit bundesgesetzlich
nid« anderes bestimmt ist, auf eine Forderung
des Bundes ganz oder teilweise zu verzichten,
wenn

1. alle Möglichkeiten der Einziehung erfolglos
versucht worden oder Einziehungsmaßnahmen
offenkundig aussichtslos sind und auf Grund der
Sachlage nicht angenommen werden kann, daß sie
zu einem späteren Zeitpunkt zu einem Erfolg
führen werden, oder

2. die Einziehung unbillig wäre oder

3. die Kosten der Einziehung die Forderung
übersteigen.

(5) Übersteigt beim einzelnen Rechtsgeschäft
der Wert des einzelnen Bestandteiles des Bundes-
vermögens, über den verfügt wird, den Betrag
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von fünf Millionen Schilling, so bedarf die Ver-
fügung über ein solches Bundesvermögen eines
Gesetzes im Sinne des Artikels 42 Abs. 5 des
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von
1929.

(6) Bei Verfügungen über einzelne Bestandteile
des beweglichen Bundesvermögens, deren Wert
bei dem einzelnen Rechtsgeschäft den Betrag
von 300.000 Schilling übersteigt, hat der Bun-
desminister für Finanzen dem Nationalrat
vierteljährlich zu berichten.

Artikel XI. Die Anzahl der Dienstposten für
das Jahr 1971 wird durch den Dienstpostenplan
1971 festgesetzt (Anlage III).

Artikel XII. Die Anzahl und Kategorie der
im Bereiche der Bundesverwaltung im Jahre 1971

zur Verwendung zugelassenen Kraft-, Luft- und
Wasserfahrzeuge setzt der eine Anlage des Bun-
desvoranschlages bildende Systemisierungsplan
der Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge des Bun-
des für das Jahr 1971 fest.

Artikel XIII. Dieses Bundesgesetz tritt am
1. Jänner 1971 in Kraft.

Artikel XIV. Mit der Vollziehung dieses Bun-
desgesetzes ist unbeschadet der Befugnis der
obersten Organe zum Vollzug der einzelnen
Ausgaben innerhalb ihres Teilvoranschlages der
Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch
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Gliederung *)

*) Nähere Einzelheiten können dem vom Bundesministerium für Finanzen herausgegebenen „Leitfaden für die nach dem
neuen Ansatz- und Kontenplan zu erstellenden Druckhefte des Bundesvoranschlages" (4. Auflage vom Juni 1970) entnommen werden.
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Anlage I Bundesvoranschlag
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für das Jahr 1971
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Anlage II

Konjunkturausgleich-Voranschlag für das Jahr 1971
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Anlage
zum Bundesvoranschlag für das Jahr 1971

Systemisierungsplan der Kraft-, Luft- und
Wasserfahrzeuge des Bundes

für das Jahr 1971
1. (1) Der Systemisierungsplan der Kraft-,

Luft- und Wasserfahrzeuge des Bundes setzt die
Anzahl und Kategorie der im Bereiche der Bundes-
verwaltung im Jahre 1971 zur Verwendung
zugelassenen Fahrzeuge fest (Anlage A).

(2) Die Fahrzeuge der Heeresverwaltung und
des Heeres sind grundsätzlich in den Systemi-
sierungsplan nicht einbezogen. Das Bundes-
ministerium für Landesverteidigung ist ermäch-
tigt, aus Ersparungsgründen an Stelle von mili-
tärischen Führungsfahrzeugen handelsübliche
Kraftfahrzeuge einzustellen.

(3) Weiters sind im Systemisierungsplan jene
Fahrzeuge des Bundes nicht enthalten, die
bundesfremden Stellen zur Verfügung gestellt
sind und deren Aufwand von diesen Stellen ge-
tragen wird. In den Anmerkungen zum Verzeich-
nis der systemisierten Fahrzeuge sind aber
diese bundeseigenen Fahrzeuge dargestellt.

2. Vorhandene Fahrzeuge eines Verwaltungs-
bereiches, die über den im Systemisierungsplan
vorgesehenen Stand hinausgehen, sind sofort
stillzulegen. Die Stillegung eines Fahrzeuges ist
unter Angabe der Fahrzeugkategorie, der Fahr-
zeugtype und des Abstellplatzes ebenso wie die
Wiederverwendung dem Bundesministerium für
Finanzen bekanntzugeben.

Ein stillgelegtes Fahrzeug kann vorübergehend
für Staatsbesuche oder Staatsempfänge in Ver-
wendung genommen werden, jedoch müssen hie-
bei die Bestimmungen der Ziffer 5 Abs. 1 sinn-
gemäß beachtet werden.

3. Aus den Vorjahren vorhandene Personen-
kraftwagen der Kategorien II und III, die nicht
der Kategorie der vorgesehenen Fahrzeuge des
Systemisierungsplanes für das Jahr 1971 ent-
sprechen, können im Jahre 1971 im gleichen
Verwaltungsbereich weiter verwendet werden,
wenn ihre sofortige Veräußerung unwirtschaftlich
wäre.

4. Bei vorübergehendem Bedarf eines Kraft-
fahrzeuges bei einer Dienststelle oder an Stelle
eines nicht einsatzfähigen Fahrzeuges kann ein
systemisiertes Kraftfahrzeug statt bei der im
Systemisierungsplan vorgesehenen Stelle bei einer
anderen Dienststelle eingesetzt werden.

5. (1) Tritt im Laufe des Jahres 1971 ein un-
abwendbarer Mehrbedarf bezüglich eines Kraft-
fahrzeuges bei einer Dienststelle des Bundes auf,
so kann mit Zustimmung des Bundesministeriums
für Finanzen, wenn ein systemisiertes Kraftfahr-
zeug einer anderen Dienststelle des gleichen
oder auch anderen Ressortbereiches für die rest-
liche Zeit des laufenden Verwaltungsjahres nicht
zur Verfügung gestellt werden kann, ein gegen-
über dem Systemisierungsplan zusätzliches Kraft-
fahrzeug in Dienst gestellt werden, sofern seitens
des betreffenden Ressorts die finanzielle Be-
deckung der Anschaffung und des Betriebes des
Kraftfahrzeuges sichergestellt wird. Das Bundes-
ministerium für Finanzen hat über die Zulassung
zusätzlicher Kraftfahrzeuge dem Nationalrat zu-
mindest einmal im Jahre zu berichten.

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 sind
sinngemäß auch bei Luft- und Wasserfahrzeugen
anzuwenden.

6. (1) An Stelle eines systemisierten Kraftfahr-
zeuges kann ein Kraftfahrzeug einer n iedr igeren
Kategorie gehalten werden. Als Reihenfolge der
Kategorien gilt:

6. Fahrzeuge für betriebliche Zwecke,
7. Motorräder über 125 ccm mit Beiwagen,
8. Motorräder über 125 ccm ohne Beiwagen,
9. Motorräder über 50 ccm bis einschließlich

125 ccm,
oder

1. Lastkraftwagen,
2. Spezialfahrzeuge.

(2) Zu den „Personenkraftwagen Kategorie III"
zählen die Dienstkraftwagen für den Bundes-
präsidenten, die Präsidenten des Nationalrates,
den Vorsitzenden des Bundesrates, den Prä-
sidenten und Vizepräsidenten des Rechnungs-
hofes, die Mitglieder der Bundesregierung ein-
schließlich der Staatssekretäre und die Landes-
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hauptmänner. Außerdem sind Fahrzeuge der
Kategorie III für einen Teil der Vertretungen
Österreichs im Ausland und je ein Fahrzeug der
Kategorie III für den Verfassungsgerichtshof,
Verwaltungsgerichtshof und den Obersten Ge-
richtshof vorgesehen.

(3) „Personenkraftwagen der Kategorie II a und
II b " dürfen als Dienstkraftwagen nur bei den
Bundesdienststellen vorgesehen werden, die Fahr-
zeuge mit größerem Fassungsvermögen oder für
repräsentative Zwecke der Bundesverwaltung be-
nötigen, Fahrzeuge der Kategorie II a aber nur
bei Bundesministerien und bei Dienststellen mit
Dienstposten der Dienstklasse IX oder vergleich-
baren Dienstpostenkategorien, jedoch unabhängig
von der Anzahl dieser Dienstposten.

(4) Die Dienstkraftwagen der Bundesverwal-
tung werden je nach Fassungsvermögen als
„Personenkraftwagen Kategorie I a" oder bei
geringerem Fassungsvermögen als „Personen-
kraftwagen Kategorie I b " bezeichnet.

(5) Zu den „Fahrzeugen für betriebliche
Zwecke" sind folgende Kraftfahrzeuge zu zählen:

a) Kombinationskraftwagen gemäß § 2 Z. 6 des
Kraftfebrgesetzes 1967, BGBL Nr. 267, das
sind mehrspurige Kraftfahrzeuge, die zur
wahlweisen Beförderung von Personen oder
Gütern eingerichtet sind, wenn diese die
Voraussetzungen für die Fahrzeug-Katego-
rien I b, I a, II b und II a erfüllen;

b) Lastkraftwagen bis zu einer Nutzlast von
einschließlich 1000 kg;

c) Personenkraftwagen der Kategorie I a und
I b, die für betriebliche oder betriebsähnliche
Zwecke dienen und als solche gekennzeichnet

sind, wobei aber Streifen(Patrouillen)wagen
auf Grund ihrer Sonderausstattung nicht
einer zusätzlichen Kennzeichnung bedürfen.

(6) „Motorräder mit Beiwagen" werden aus
Gesundheitsgründen nur mehr in den Bereichen
der Verwaltung benützt, in denen die Erfüllung
der jeweiligen Verwaltungsaufgaben durch den
Einsatz von Personenkraftwagen nicht gewähr-
leistet wäre. Lastenroller sind ohne Rücksicht auf
ihr Hubvolumen bei dieser Kategorie zu systemi-
sieren.

(7) Als Kraftfahrzeuge für besondere Zwecke
(Spezialfahrzeuge) kommen u. a. in Betracht:

Omnibusse gemäß § 2 Z. 7 Kraftfahrgesetz 1967,
Lastkraftwagen gemäß § 2 Z. 8 leg. cit. mit

Laboratoriumseinrichtungen, Röntgenein-
richtungen u. dgl.,

Zugmaschinen (Radschlepper, Kettenschlepper
und Traktoren) gemäß § 2 Z. 9 leg. cit.,

Transportkarren (auch mit Elektroantrieb)
gemäß § 2 Z. 19,

Einachszugmaschinen gemäß § 23 leg. cit.
Nicht aufzunehmen sind selbstfahrende Arbeits-
maschinen gemäß § 2 Z. 21 und Anhänger-Arbeits-
maschinen gemäß § 2 Z. 22 leg. cit.

(8) Motorräder bis einschließlich 50 ccm
(Mopeds) unterliegen nicht der Systemisierung.

7. Ein Haltungskostenbeitrag für privateigene
Kraftfahrzeuge (Personenkraftwagen oder Kraft-
räder) von Bundesbediensteten kann nach Maß-
gabe der dienstrechtlichen Vorschriften gewährt
werden, wenn die Benützung eines bundes-
eigenen Fahrzeuges, das dem privateigenen Kraft-
fahrzeug entspricht, durch den Bundesbedienste-
ten erforderlich ist und das privateigene Fahrzeug
an Stelle eines bundeseigenen benützt wird.
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Anlage III

zum Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1971

Dienstpostenplan für das Jahr 1971
I. Allgemeiner Teil

1. Gliederung des Dienstpostenplanes
(1) Der Dienstpostenplan enthält das Dienst-

postenverzeichnis und eine Aufstellung über die
Dienstposten der Österreichischen Bundesbahnen.

(2) Unter Dienstposten für Vertragsbedienstete
der Kategorie A sind solche für ganzjährig voll-
beschäftigte und der Kategorie B solche für saison-
und teilbeschäftigte Vertragsbedienstete zu ver-
stehen. Für die Vertragsbediensteten der Kate-
gorie B sind die Dienstposten mit der auf ganz-
jährig vollbeschäftigte Vertragsbedienstete umge-
rechneten Anzahl festgesetzt. Auf Rechnung eines
Dienstpostens für Vertragsbedienstete der Kate-
gorie B können mehrere Saison- oder teilbeschäf-
tigte Vertragsbedienstete der gleichen Ent-
lohnungsgruppe mit der Einschränkung aufge-
nommen werden, daß der auf den vorgesehenen
Posten entfallende Kredit nicht überschritten
wird.

2. Besetzung von Dienstposten über den im
Dienstpostenverzeichnis festgesetzten Stand

(1) Ist kein im Dienstpostenverzeichnis vorge-
sehener Dienstposten frei und kann auch kein
anderer Dienstposten im Sinne des Punktes 3
gebunden werden, so können Vertragsbedien-
stete, soweit nicht Abs. 3 bis 6 anderes bestimmt,
mit Zustimmung der Bundesregierung aufge-
nommen werden. Der Antrag ist vom zustän-
digen Bundesministerium im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzleramt und dem Bundesministe-
rium für Finanzen zu stellen.

(2) Durch die Bestimmung des Abs. 1 werden
die Bestimmungen über die Überschreitung von
Ausgabeansätzen nicht berührt.

(3) Die dem Präsidenten des Nationalrates ge-
mäß Artikel 30 Abs. 3 Bundes-Verfassungsgesetz
zustehenden Rechte auf dem Gebiet der Dienst-
hoheit über die Beamten und Angestellten seiner
Kanzlei bleiben unberührt.

(4) In einem Personalstand, in dem ein vom
Dienst freigestelltes Mitglied eines Organs der
Gesetzgebung oder ein vom Dienst freigestelltes
oberstes Organ der Vollziehung einen Dienst-
posten innehat, kann für die Dauer der Dienst-
freistellung ein Vertragsbediensteter aufgenom-
men werden. Punkt 3 Abs. 5 gilt sinngemäß.

(5) Für einen Vertragsbediensteten des Entloh-
nungsschemas I, Entlohnungsgruppe e, und des
Entlohnungsschemas II, Entlohnungsgruppe p 6,
der aus unvorhergesehenen Gründen an der
Dienstleistung verhindert ist, kann bei dringen-
dem Bedarf als Ersatz ein Vertragsbediensteter
der gleichen Entlohnungsgruppe aufgenommen
werden.

(6) Für einen Bundesbediensteten, der
a) zu Lasten eines freien Dienstpostens zur

Dienstleistung in einem anderen Personal-
stand einberufen wird,

b) sich in einem Urlaub gegen Entfall der Be-
züge befindet,

c) ordentlichen Präsenzdienst leistet oder
d) zu einer Dienstleistung im Sinne des Bun-

desgesetzes vom 14. Juli 1965, BGBl.
Nr. 233, oder im Rahmen einer Über-
nahme einer Schutzmachtfunktion durch
die Republik Österreich herangezogen wird,

kann für die Dauer der Dienstleistung, des
Karenzurlaubes, des Präsenzdienstes oder der
Heranziehung nach lit. d unter Bindung seines
Dienstpostens ein Vertragsbediensteter aufge-
nommen werden. Punkt 3 Abs. 5 und 6 gilt sinn-
gemäß.

3. Bindung von Dienstposten
(1) Innerhalb desselben finanzgesetzlichen An-

satzes können freie Dienstposten der Verwen-
dungsgruppen A, B, C, D, P 1, P 2, P 3, P 4, P 5,
L 1, L 2, W 1, W 2, H 1, H 2 und H 3 mit Bun-
desbeamten der nächst niedrigeren Verwendungs-
gruppe oder im gleichen Dienstzweig mit Bun-
desbeamten einer niedrigeren Dienstklasse
(Dienststufe) besetzt werden. Ferner können
freie Dienstposten für Vertragsbedienstete der
Entlohnungsschemen I, I L, II und II L mit Ver-
tragsbediensteten einer niedrigeren Entlohnungs-
gruppe des betreffenden Entlohnungsschemas
besetzt werden.

(2) Freie Dienstposten in einem Dienstzweig
der Verwendungsgruppen D und E können mit
Bundesbeamten der Verwendungsgruppen P 4 bis
P 6 besetzt werden.
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(3) Freie Dienstposten einer Standesgruppe
können im gleichen Personalstand mit Richtern
einer niedrigeren Standesgruppe besetzt werden.

(4) Die Bestimmung des Abs. 3 gilt sinnge-
mäß für staatsanwaltschaftliche Beamte.

(5) Freie Dienstposten für Bundesbeamte der
Allgemeinen Verwaltung, für Bundesbeamte in
handwerklicher Verwendung, Hochschullehrer,
Lehrer und Berufsoffiziere können zur Versehung
gleichartiger oder niedrigerer Dienste mit Ver-
tragsbediensteten besetzt werden.

(6) Wird ein nicht im Bundesdienst stehender
Bediensteter einer Bundesdienststelle zur Dienst-
leistung 2ugeteilt und trägt der Bund die Kosten
des Personalaufwandes, so ist für die Dauer der
Dienstzuteilung ein der dienstrechtlichen Stellung
des Bediensteten entsprechender Dienstposten
gebunden.

4. Umwandlung von Dienstposten

(1) Ein freier Dienstposten kann vom zustän-
digen Bundesministerium im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzleramt und dem Bundesministe-
rium für Finanzen in einem Dienstposten der
gleichen oder einer niedrigeren Dienstklasse
(Dienststufe) einer niedrigeren Verwendungs-
gruppe desselben finanzgesetzlichen Ansatzes um-
gewandelt werden.

(2) Das Bundeskanzleramt kann im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Finan-
zen im Falle einer Änderung der Dienstposten-
organisation den Dienstpostenplan den Organi-
sationsänderungen anpassen.

5. Personalreserve

(1) Die Personalreserve enthält Dienstposten,
die vom Bundeskanzleramt einzelnen Personal-
ständen über den im Dienstpostenverzeichnis
festgesetzten Stand an gleichen Dienstposten zu-
gewiesen werden können. Für jeden derart über
dem Stand in einer höheren Dienstklasse (Dienst-
stufe) besetzten Dienstposten hat ein Dienst-
posten einer niedrigeren Dienstklasse (Dienst-
stufe) im gleichen Dienstzweig des Personal-
Standes unbesetzt zu bleiben.

(2) Ein in einem Personalstand frei werdender
Dienstposten einer Dienstklasse (Dienststufe),
für den aus der Personalreserve ein Dienstposten
zugewiesen ist, gilt als Dienstposten der Per-
sonalreserve, solange in dieser Dienstklasse
(Dienststufe) im gleichen Dienstzweig der tat-
sächliche Stand des systemisierte Stand im
Dienstpostenverzeichnis übersteigt.

(3) Die Zahl der Dienstposten in der Personal-
reserve erhöht sich um die Zahl von Dienst-
posten, die durch ein vom Dienst freigestelltes
Mitglied eines Organs der Gesetzgebung oder
ein vom Dienst freigestelltes oberstes Organ
der Vollziehung besetzt sind. Hat ein vom
Dienst freigestelltes Mitglied eines Organs der
Gesetzgebung oder ein vom Dienst freigestelltes
oberstes Organ der Vollziehung seinen Dienst
als Beamter wieder aufgenommen oder seine
Funktion beendet, so entfallt diese Erhöhung
in dem Zeitpunkt, in dem im betreffenden Per-
sonalstand ein Dienstposten der gleichen Art frei
wird.
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II. Dienstpostenverzeichnis
A. Dienstposten

für die Bundesbediensteten der unmittelbaren Bundesverwaltung
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